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Die Hochschulen
setzen im neuen Semester auf virtuelle Präsenz
Wegen der Covid-19-Pandemie können die Studierenden nur einen Teil der Lehrveranstaltungen physisch besuchen

LENA BUECHE

Die Semesterferien sind bald vorüber.
Am 14. September beginnt für rund
260 000 Studierende das neue Studien-
jahr. Viele werden dem Campus den-
noch fernbleiben: Die Vorlesungen wer-
den mehrheitlich digital stattfinden. So
wollen die Universitäten, Fachhochschu-
len und pädagogischen Hochschulen das
Studieren trotz Corona ermöglichen.

Denn selbst der grösste Hörsaal stösst
an Kapazitätsgrenzen, wenn wegen der
Abstandsregel jeder zweite Sitz leer
bleiben muss. Vorlesungen mit mehre-
ren hundert Hörerinnen und Hörern
finden deshalb online statt. Aber auch
kleinere Veranstaltungen verlagern sich
in den virtuellen Raum – damit auch
jene Studierenden teilnehmen können,
die sich nicht auf den Campus bege-
ben wollen oder dürfen: Personen aus
Risikogruppen zum Beispiel oder Stu-
dierende, die eine Quarantäne absitzen
müssen oder gar selbst an Covid-19 er-
krankt sind.

Die Universität Basel etwa gibt an,
rund zwei Drittel aller Lehrveranstal-
tungen ganz oder mehrheitlich digi-
tal durchzuführen. Dabei setzt sie auf
Unterrichtsformen wie Blended Lear-
ning. Hier werden Präsenzunterricht und
elektronische Lernformen kombiniert.

Im Leitfaden, den die Universität
Basel für das Herbstsemester zusam-
mengestellt hat, ist «Präsenz» allerdings
weit gefasst: Um als Präsenzveranstal-
tung zu gelten, reicht es, wenn der Lern-
stoff zu einem festgelegten Zeitpunkt ge-
meinsam bearbeitet wird. Dabei können
Studierende und Dozierende physisch im
Hörsaal oder aber ausschliesslich im vir-
tuellen Raum anwesend sein. Daneben
sind hybride Formen möglich: Ein Teil
der Studierenden befindet sich im Hör-
saal, während der andere Teil von zu
Hause aus per Videoschaltung teilnimmt.

Mehr als Faktenwissen

Marija Stanisavljevic forscht am Zen-
trum für Hochschuldidaktik der Päd-
agogischen Hochschule Luzern zum
Thema digitale Präsenz. Sie sagt, die
Schweizer Hochschulen hätten rasch
auf die äusseren Zwänge der Pandemie
reagiert und die Lehre den neuen Rah-
menbedingungen angepasst. Dennoch
mahnt sie zur Vorsicht.

Zwar sei es gelungen, Lerninhalte
digital zu verpacken und Veranstal-
tungen in den virtuellen Raum zu ver-
lagern. Aber die physische Anwesen-
heit erübrige sich dadurch nicht. «Aka-
demische Bildung ist mehr als die

Vermittlung von Faktenwissen: Die
Studierenden sollen auch mit Formen
des wissenschaftlichen Denkens und
Handelns vertraut gemacht werden.»
Die Hochschulsozialisation erfordere
persönliche Interaktionen und reale
Begegnungen. Präsenzveranstaltun-
gen werde es deshalb auch in Zukunft
noch brauchen, sagt Marija Stanisavlje-
vic überzeugt.

Kleingruppen für Erstsemestrige

Für junge Erwachsene ist das Studium
eine besondere Lebensphase. Viele Stu-
dierende ziehen in eine Wohngemein-
schaft, machen neue Bekanntschaften,
vernetzen sich für das spätere Berufs-
leben. Im rein digitalen Hochschulalltag
gibt es aber wenig Raum für Zwischen-
menschliches.

Die ETH Zürich setzt deshalb auf
Kleingruppen. Gerade für Studien-
anfänger sei es wichtig, gemeinsam zu
lernen, heisst es in den Leitlinien für die
Planung des Herbstsemesters. Weil der
Stundenplan im Basisjahr fix sei, könn-
ten Gruppen gebildet werden, die über
das ganze Semester hinweg konstant

blieben. Deshalb könnten die Übun-
gen und Praktika vor Ort stattfinden,
selbst wenn der Abstand innerhalb der
Gruppe unterschritten werde.

Maskenpflicht in der Praxis

Fachhochschulen sind in besonderem
Masse auf physische Präsenz angewie-
sen, weil sie praxisorientierte Studien-
gänge anbieten. Die Zürcher Hoch-
schule für Angewandte Wissenschaften
(ZHAW) zum Beispiel bildet Physio-
therapeuten und Hebammen aus. Lisa
Messenzehl leitet die Fachgruppe für
Blended Learning an der ZHAW. Sie
sagt, viele Lerninhalte könnten nur ein-
geschränkt über digitale Formate ver-
mittelt werden. Deshalb werde nur der
Theorieunterricht online durchgeführt.
Der praktische Unterricht finde vor
Ort statt. Wo Körperkontakt unver-

meidlich sei, gälten besondere Regeln
zur Hände- und Kleiderhygiene. Zudem
tragen die Studierenden Masken.

Falk Scheidig ist Dozent für Hoch-
schuldidaktik an der Pädagogischen
Hochschule der Fachhochschule Nord-
westschweiz. Er sagt, die Pandemie
müsse auch als Chance begriffen wer-
den. Sie bringe die Dozierenden dazu,
ihre Lehre anders zu konzipieren und
weiterzuentwickeln. Viele nutzten die
Gelegenheit, um neue Formate zu er-
proben. Das mache die Vorbereitungen
für das Herbstsemester aufwendig –
auch weil jederzeit damit gerechnet
werden müsse, dass sich die Bedingun-
gen für Präsenzveranstaltungen wieder
änderten.

Welche digitalen Formate sich lang-
fristig etablieren werden, kann Falk
Scheidig nicht abschätzen. Er wehrt sich
aber dagegen, die digitale Lehre und die
Präsenzlehre gegeneinander auszuspie-
len: Beide könnten gut oder schlecht
umgesetzt werden. Und er ruft zur Ge-
duld auf: «Mit der Präsenzlehre haben
wir mehrere hundert Jahre Erfahrung.
Wir sollten auch der digitalen Lehre
Zeit geben, sich zu entwickeln.»

Mehr Anmeldungen – weniger Austausch
lbu. · Viele Maturandinnen und Matu-
randen legen üblicherweise ein Zwi-
schenjahr ein, bevor sie das Studium in
Angriff nehmen.Wer nicht in den Mili-
tär- oder Zivildienst muss, nutzt es zum
Beispiel für einen Sprachaufenthalt,
eine Weltreise oder ein Praktikum. Ob
diese Möglichkeit auch während der
Pandemie bestehen bleibt, ist mehr
als ungewiss. Das dürfte viele Studien-
anwärter dazu bewogen haben, sich
bereits in diesem Jahr für ein Bache-
lorstudium anzumelden. So sind etwa
an der Universität Zürich 15 Prozent
mehr Anmeldungen eingegangen als
im Vorjahr.

Allerdings ist diese Zahl mit Vorsicht
zu geniessen: Die Anmeldefrist war im
April – also mitten im Lockdown. Wie
viele der angemeldeten Personen das
Studium tatsächlich antreten werden,
wird sich erst im Oktober zeigen, wenn
die definitiven Zahlen vorliegen.

Von der Pandemie betroffen sind
auch die Austauschsemester. Von den

420 Studierenden der Universität Lau-
sanne, die den Herbst im Ausland
verbringen wollten, musste über die
Hälfte den Aufenthalt absagen oder
verschieben. Bei der Universität Genf
sind vor allem Aufenthalte ausserhalb
von Europa betroffen: Hier ist die Zahl
der Austauschstudenten im Vergleich
zu den Vorjahren um 80 Prozent zu-
rückgegangen.

Die Mobilität innerhalb der Schweiz
dagegen hat kaum Veränderungen er-
fahren. Studierende der Universität
Bern haben sich nicht öfter als sonst da-
für entschieden, ein Semester an einer
anderen Schweizer Hochschule zu absol-
vieren.Ähnlich sieht es an der Universi-
tät Lausanne aus – dabei sei den Studie-
renden, deren Auslandaufenthalt abge-
sagt worden sei, explizit angeboten wor-
den, das nationale Mobilitätsprogramm
zu nutzen. Auch in Genf hätten die Stu-
dierenden ihren Auslandaufenthalt lie-
ber verschoben, als die Destination zu
ändern, teilt die Universität mit.

Im Hauptgebäude der Universität Zürich. Die Vorbereitungen für den Lehrbetrieb gestalten sich diesmal aufwendig. SIMON TANNER / NZZ

«Wir sollten auch
der digitalen Lehre
Zeit geben,
sich zu entwickeln.»
Falk Scheidig
Hochschuldidaktiker
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Drohnen sind kein Ersatz für Kampfjets
Die strategischen Bedürfnisse der Schweiz erfordern militärische Abwehrbereitschaft

GEORG HÄSLER SANSANO, BERN

Vor den Viren waren es kleine Droh-
nen, die den Flugverkehr am Londoner
Flughafen Gatwick für mehrere Tage
zu grounden vermochten. Kleine, unbe-
mannte Flieger störten die Starts und
Landungen der grossen Jets. Die Flight-
Controller im Tower mussten den Be-
trieb vorübergehend einstellen. Unter-
dessen setzten die britischen Flughäfen
millionenschwere Abwehrtechnologie
ein und konnten so offenbar auch Atta-
cken von Klimaaktivisten der Gruppe
Extinction Rebellion verhindern.

Drohnen tragen die Möglichkei-
ten der asymmetrischen Kriegsführung
in den Luftraum. Mit verhältnismässig
kleinem Aufwand lassen sich Staaten
und auch Firmen herausfordern.Gleich-

zeitig ergänzen ferngesteuerte Flug-
objekte seit den 1990er Jahren dieArse-
nale regulärerArmeen, insbesondere für
den Einsatz in unübersichtlichen Kon-
flikten. Sie lösen bemannte Kampfjets
nicht etwa ab, sondern stellen eine zu-
sätzliche Herausforderung dar. Die ein-
schlägige Polemik im Abstimmungs-
kampf erscheint bei genauerer Betrach-
tung denn auch als Polit-PR.

Asymmetrie auch in der Luft

Die Schweizer Armee wartet gegen-
wärtig auf die Auslieferung einer neuen
Aufklärungsdrohne vom Typ Hermes
aus Israel. Die Beschaffung liegt hin-
ter dem Zeitplan. Im Sommer stürzte
ein Exemplar, das in die Schweiz hätte
geliefert werden sollen, bei einem Test-
flug ab. Während der Grenzschliessun-
gen wegen der Corona-Krise musste die
Armee Helikopter einsetzen, um die
Zollverwaltung bei der Überwachung
der grünen Grenze zu unterstützen.
Abwehrtechnik, die den Flug gegneri-
scher Drohnen erkennen und mit Funk-
technik stören kann, fehlt. Hier besteht
Nachholbedarf.

In einem Interview mit Radio SRF
wies der ehemalige Kommandant der
israelischen Fliegerabwehr, Zvika Hai-
movich, kürzlich darauf hin, dass heutige
Gegner ähnlich wie am Boden auch in
der Luft billigere Mittel wie eben Droh-
nen einsetzten – so wie beim Angriff
auf eine saudische Erdölraffinerie vor
einem Jahr. Gewiss, der Ex-General ist
an einer Firma beteiligt, die Anti-Droh-
nen-Technik verkauft. Doch zu Recht
erinnert er an die rasante Entwicklung
militärischer Mittel, die auch von Terro-
risten beschafft und eingesetzt werden

können. Asymmetrische gegen sym-
metrische Bedrohungen als Argument
gegen die Beschaffung neuer Kampf-
flugzeuge auszuspielen, greift allerdings
zu kurz und verkennt die strategischen
Bedürfnisse des G-20-Landes Schweiz.
Moderne Kampfflugzeuge können als
Multifunktionsplattformen in unter-
schiedlichen Rollen und vor allem ska-
lierbar eingesetzt werden – letztlich set-
zen sie ein Zeichen der militärischen
Abwehrbereitschaft. Drohnen dagegen
haben eng abgesteckte Fähigkeiten.

Das US-Verteidigungsministerium
entwickelte bereits 2005 eine Roadmap
für die Weiterentwicklung des eigenen
Drohnenprogramms bis 2030.Ausgangs-
punkt war der globale Krieg gegen den
Terror. Unbemannte Flugzeuge schei-
nen im Kampf gegen einen Gegner, der
sich unter der Zivilbevölkerung ver-
steckt, das effektivste Mittel darzustel-
len. Sie können für die eigene Seite ge-
fahrlos und vor allem sehr präzise ver-
wendet werden. Das gezielte, unper-
sönliche Töten aus der Ferne wirft aber
auch ethische Fragen auf.

Die Roadmap zeigt auch die Bereiche
möglicher Drohneneinsätze auf. Dem-
nach sollten unbemannte Flugzeuge
herkömmlichen Kampfjets dann vor-
gezogen werden, wenn der Auftrag von
langer Dauer («dull»), dreckig («dirty»)
oder extrem gefährlich («dangerous») ist.

In den Kriegen der vergangenen Jahre
im Nahen Osten und in Afghanistan
ging es den USA darum, mit Drohnen
die menschlichen und politischen Kos-
ten militärischer Gewalt zu reduzieren.
Kampfjets blieben aber das Rückgrat des
amerikanischen Potenzials in der Luft.

Die rasanten Fortschritte im Bereich
der künstlichen Intelligenz treiben die
Weiterentwicklung der Drohnentechno-
logie voran. In der Tat gibt es erste For-
men solcher unbemannter Kampfflug-
zeuge. Die australische Luftwaffe testet
bereits einen Prototyp namens «Boeing
Loyal Wingman», der im Verbund mit
herkömmlichen Jets eingesetzt wird – als
«loyaler Flügelmann». Die Drohne fliegt
selbständig und muss nicht ferngesteuert
werden. Australien ist aber gleichzeitig
dabei, seine Luftwaffe mit amerikani-
schen F35-Jets zu erneuern.

Streitkräfte sind Gesamtsysteme

Die Frage, ob Drohnen bemannte
Kampfjets ganz ersetzen werden, kann
zum jetzigen Zeitpunkt nicht klar beant-
wortet werden.Die Schweizer Luftwaffe
verkennt also nicht die Zeichen der Zeit,
wenn sie auch nach 2030 auf herkömm-
liche Kampfflugzeuge setzt.Die techno-
logische Entwicklung bedeutet für Staa-
ten und ihre Streitkräfte nicht nur die
Möglichkeit, militärisch neue Fähigkei-

ten zu gewinnen, sondern auch einen
Zuwachs an Bedrohungen. Dies wird
auch im Sicherheitspolitischen Bericht
des Bundesrats 2016 diskutiert. Die
Autoren rechnen damit, dass sich die
Zielaufklärung und die sofortige, prä-
zise Bekämpfung des Gegners verbes-
sern und verbreiten werden: «Hochent-
wickelte, zumTeil sogar autonomeWaf-
fensysteme sowie bewaffnete und un-
bewaffnete Drohnen werden dabei eine
immer grössere Rolle spielen.»

Umso wichtiger dürften Fähigkeiten
zur Abwehr solcher Bedrohungen aus
der Luft werden, allerdings nicht in Kon-
kurrenz zu einem neuen Kampfflugzeug,
sondern komplementär. Denn Streit-
kräfte sind Gesamtsysteme. Der Fokus
auf die Erneuerung der konventionellen
Luftverteidigung heisst nicht, auf dieAb-
wehr weiterer Bedrohungsformen zu ver-
zichten, im Gegenteil: Mit der Anschaf-
fung von neuen Kampfflugzeugen und
Luftabwehrraketen grösserer Reichweite
besteht die Chance,Zeit und Handlungs-
freiheit zu gewinnen, um beim nächsten
Technologiesprung vorne dabei zu sein.
Vielleicht öffnet sich nach der Abstim-
mung der Diskurs, der gegenwärtig auf
ein Entweder-oder zugespitzt ist, wieder
für ein sicherheitspolitisches Sowohl-
als-auch. Die weitere Entwicklung der
gegenwärtig so fragilenWeltlage verlangt
mehr Umsicht und weniger Tunnelblick.

Australien testet ein unbemanntes Kampfflugzeug, erneuert aber gleichzeitig seine Luftwaffe mit konventionellen Jets. BOEING/REUTERS

Corona stresst die Buchhalter der Spitäler
Wer kommt für die Verluste aus verschobenen Eingriffen und Behandlungen auf?

FABIAN SCHÄFER

1,7 bis 2,6 Milliarden Franken: In diesem
Bereich dürfte der Schaden liegen, den
die Schweizer Spitäler 2020 wegen der
Corona-Pandemie erleiden. Die Zah-
len sind umstritten, sie stammen von den
Spitälern selber. IhrVerband hatte sie am
vergangenen Freitag veröffentlicht, um
Druck zumachen.Denn amMontag fand
in Bern ein Treffen statt, in das sie grosse
Hoffnungen setzten: Auf Einladung von
Bundesrat Alain Berset trafen sich alle
Beteiligten, um über die Geldprobleme
der Spitäler zu sprechen. Dass ihr Ver-
band imVorfeld auf denAnlass hingewie-
sen und Stimmung gemacht hatte, haben
demVernehmen nicht alle goutiert.

Handfestes ist am Montag nicht her-
ausgekommen: Man will im Gespräch
bleiben, die Spitäler sollen transparen-
tere, präzisere Zahlen vorlegen.Bis jetzt
stützen sie sich auf ein Papier ab, das der
Verein Spital-Benchmark und das Bera-

tungsunternehmen PwC verfasst haben.
Basis bilden die Halbjahresabschlüsse
von 93 Spitälern und Kliniken.

Der Bundesrat will nicht zahlen

Laut den Autoren zeigt sich, dass die
Spitäler die entgangenen Einnahmen
bisher nicht aufholen konnten. Von
Mitte März bis Ende April durften sie
auf Geheiss des Bundesrats keine plan-
baren Eingriffe und Behandlungen vor-
nehmen. Diese Ausfälle sind laut dem
Papier der mit Abstand gewichtigste
Grund für die Verluste, während die
Mehrkosten für die Vorbereitung auf
die Pandemie kleiner ausfielen.

Die grosse Streitfrage dürfte sein,
wer für die Ertragsausfälle aufkommt.
Der Bund will nichts bezahlen, zumal
er schon die Corona-Tests finanziert.
Die Krankenkassen argumentieren, sie
könnten nur Leistungen bezahlen, die
erbracht wurden. Somit bleiben nur

die Kantone übrig, die ohnehin im Be-
sitz eines grossen Teils der Spitäler sind.
Einige Kantone – allen voran Bern –
haben bereits signalisiert, dass sie ihre
Spitäler schadlos halten würden.

Doch aus Sicht der Kantone sind zen-
trale Fragen unklar: Für welche Kosten
muss die Allgemeinheit aufkommen?
Und wie werden diese berechnet? Das
ist nicht banal. Sogar die Autoren des
Papiers des Spitalverbands weisen auf
die Gefahr hin, dass die Allgemeinheit
zu viel bezahlen könnte. Sie sprechen
sich für pragmatische, rasche Hilfe aus,
betonen aber, dies dürfe nicht dazu füh-
ren, dass die Spitäler «über den erfahre-
nen Schaden hinaus profitieren».

Das Papier liefert ein konkretes Bei-
spiel: Im März und April sind auch die
Patientenzahlen in den Notfallstationen
stark zurückgegangen, obwohl es dort
keine Einschränkungen gab. Das Minus
betrug über 20 Prozent. Offenkundig
gab es weniger Unfälle, und viele Patien-

ten blieben dem Notfall aus Angst vor
Ansteckungen fern.Die Spitäler können
aber kaum erwarten, dass die öffentliche
Hand diese Verluste deckt.

Überbrückungslösungen bereit

Aus Sicht der Konferenz der kantona-
len Gesundheitsdirektoren (GDK)müs-
sen all diese Fragen geklärt werden, be-
vor die Kantone einen Teil der Verluste
übernehmen. Dies komme ohnehin erst
infrage, wenn belastbare Rechnungszah-
len vorlägen, sagt GDK-Generalsekretär
Michael Jordi. «Die bisher vorliegenden
Zahlen der Spitäler sind zu wenig diffe-
renziert und noch provisorisch, wir kön-
nen sie im Detail nicht nachvollziehen.»

Können denn die Spitäler so langewar-
ten, bis die offenen Fragen geklärt sind?
Jordi geht nicht davon aus, dass viele Spi-
täler rasch in Liquiditätsprobleme ge-
raten würden. Und falls doch, stünden
Lösungen für die Überbrückung bereit.

APROPOS

Begrenzt
magistral

Fabian Schäfer, Bern · Haben wir schon
bald eine 10-Millionen-Schweiz? Wir
wollen es nicht hoffen, sonst muss die
SVP ihre in unregelmässigenAbständen
erscheinenden «Extrablätter» in noch
grösserer Auflage drucken und vertei-
len lassen. Das will niemand. Womit
aber nicht gesagt sein soll, dass sich die
Lektüre der jüngsten Publikation nicht
lohnen würde. Sie ist, wie könnte es
anders sein, dem grossen Reizthema ge-
widmet, das in diesen Wochen die poli-
tische Debatte dominiert wie kein ande-
res: der Schweizer Landwirtschaft.

Landwirtschaft? Nein, natürlich nicht.
Das neue «Extrablatt» dreht sich um die
Begrenzungsinitiative, mit der die SVP
am 27. September die Personenfreizügig-
keit mit der EU ein für alle Mal beenden
will. Aber offenbar haben die «Extra-
blatt»-Macher nicht allen involvierten
Publizisten gesagt, worum es geht.

Wie anders ist zu erklären, dass SVP-
Bundesrat Guy Parmelin sichmit folgen-
den Worten an das «Extrablatt»-Publi-
kum richtet: «Gerade in schwierigen
Zeiten zeigt sich derWert der einheimi-
schen produzierenden Landwirtschaft.
Lassen wir den Schweizer Bauernfami-
lien den notwendigen Spielraum, damit
sie ihre wichtige Arbeit erfüllen kön-
nen. Gleichzeitig sollten wir die land-
wirtschaftliche Forschung stärken, um
für die Herausforderungen der Zukunft
gerüstet zu sein.» Ende der Durchsage.

Wie soll man das verstehen? Mit der
Zuwanderung hat die Parmelin’sche
Wortmeldung nicht einmal einen be-
grenzten Zusammenhang. Wurde er
falsch informiert? Oder ist es eine ge-
heime Botschaft? Könnte sein. Wenn
man im zweiten Satz «Bauernfamilien»
durch «Bundesräte» ersetzt, ergibt das
Ganze plötzlich Sinn: Ein Hilferuf ist es.
Guy Parmelin möchte, dass ihn seine Par-

tei in Ruhe lässt. Die Taktik könnte auf-
gehen. Wenn er weiterhin so zielsicher
am Thema vorbeischreibt, muss er für
das nächste «Extrablatt» vielleicht kei-
nen Beitrag mehr abliefern.Was Parme-
lin zur SVP-Initiative zu sagen hat, hat
er ohnehin schon lange in der «NZZ am
Sonntag» verraten: «Der Bundesrat hat
seine Meinung nicht geändert und ich als
Wirtschaftsminister auch nicht:Wir sind
gegen die Initiative, weil wir darin eine
Gefahr für unseren Standort sehen.»

Der andere SVP-Bundesrat hingegen
macht das Spiel virtuos mit. Ueli Mau-
rer hat einen längeren Beitrag geschrie-
ben, in dem er einmal mehr seine Meis-
terschaft im dosierten Regelbruch unter
Beweis stellt. Ohne die bundesrätliche
Kollegialität offen und klar zu verletzen,
macht er seinen Standpunkt klar.Maurer
schreibt von der «unglaublich starken,
ungesteuerten Zuwanderung», durch die
«das eingespielte Gleichgewicht» ver-
loren gegangen sei.Das ist zwar alles an-
dere als der Klartext, den die SVP sonst
stets predigt, aber trotzdem: Die weni-
gen, die noch nicht wussten, wo Maurer
steht, die wissen es nun auch.

Soll man sich darüber aufregen? Ueli
Maurer und die SVP würden sich freuen.
Sie haben viel Übung darin,mit gezielten
Provokationen gratis grosse Aufmerk-
samkeit zu erzeugen. Je mehr und je
lauter sich ihre Gegner und die Medien
jeweils echauffieren, desto besser für die
Partei. Doch es macht den Anschein, als
habe sich die plumpe Methode langsam
abgenutzt. Die empörten Reaktionen
auf das «Extrablatt» halten sich in Gren-
zen.Womöglich hat die SVP das Spiel in
all den Jahren so oft gespielt, dass es nun
endlich durchschaut wird. Tausendmal
hat der Trick funktioniert, aber irgend-
wann ist Schluss damit. In diesem Punkt
hat die SVP recht: Zu viel ist zu viel.

Guy Parmelin
schreibt derart zielsicher
am Thema vorbei,
dass es fast schon
verdächtig ist.

Kampfjet-Beschaffung
Eidgenössische Abstimmung
vom 27. September 2020
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